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„Die Religionen müssen alle tolerirt werden und muß der Fiscal 
nur darauf das Auge haben, dass keiner der anderen Abbruch 
tue; denn hier muß ein jeder nach seiner Facon selich werden." 

(Friedrich der Große, 1740)1 

Einleitung 

Die Welt wird nach dem 11. September 2001 nie wieder so ein, wie sie einmal 
war. Seit den Terroranschlägen auf das World Trade Center in New York ist dies 
ein resignatives und oft zu hörendes Fazit. In der Tat scheint die Welt in mehrere 
Teilwelten zerfallen zu sein und immer weiter auseinanderzurücken. Die Fronten 
erhärten sich. Au f der einen Seite steht das Abendland, seine westliche Kultur und 
seine westlichen Werte. Auf der anderen Seite stehen das Morgenland und der Is-
lam. Den Westen treiben zum wiederholten Male die alten Fragen um: Wie gefähr-
l ich ist der Islam? Sind die Grundlagen der westlichen Demokratien durch den is-
lamischen Fundamentalismus bedroht? Wann mutiert der „religiöse Islam" zum 
„politischen Islam", wann zum islamistischen Terror? Oder ist all das gleichzuset-
zen2? Nicht auf alle diese Fragen soll versucht werden, eine Antwort zu finden. Im 
Vordergrund steht vielmehr das Thema des religiösen Fundamentalismus und sei-
nes Wirkens auf die Fundamente des demokratisch verfaßten Staates. Dem Phäno-
men des religiösen Fundamentalismus lassen sich dabei nicht nur islami(sti)sche 
Religionsgemeinschaften 3 zuordnen; sondern auch andere, üblicherweise als „neue 

1 Quelle: www.preussen.org/page/zeit_45.html. 
2 Dazu ein Interview Hans-Ulrich Wehlers mit der Tageszeitung (taz) vom 10. September 

2002 mit dem Titel „Muslime sind nicht integrierbar". Für Wehler steht der Islam für einen 
„militanten Monotheismus, der seine Herkunft  aus der Welt kriegerischer arabischer Noma-
denstämme nicht verleugnen kann". 

3 Aufgrund der besonderen Struktur des Islam bestehen für die Muslime theologische und 
praktische Schwierigkeiten mit dem Begriff  der Religionsgemeinschaft. Anstelle von Religi-
onsgemeinschaften gliedert sich der Islam eher in verschiedene Schulen. Trotzdem soll der 
Begriff  der Religionsgemeinschaft durchgehend auch für moslemische Glaubensgemeinschaf-
ten benutzt werden. Ein Ordnungsprinzip, wie es der Gemeindebildung der christlichen Kir-
chen zugrunde liegt, ist dem Islam aber grundsätzlich fremd, vgl. A. Albrecht,  in: Essener 
Gespräche 20 (1986), S. 82 (95 ff.).  Die Moslems sind auf unterer Ebene zumeist in Moschee-
vereinen organisiert. Insbesondere fehlt es nach islamischem Selbstverständnis aber an Religi-
onsinstanzen, die legitimiert sind, für den Islam oder seine „konfessionellen" Zweige verbind-
lich zu sprechen. Diese Schwierigkeit hat sich vor allem in der Frage der Erteilung schulischen 
Religionsunterrichts ausgewirkt, die eine Religionsgemeinschaft als zuverlässigen Ansprech-
partner für die Schulbehörde voraussetzt, vgl. A. Hollerbach,  in: HStR VI, § 139 Rn. 6; C. Lan-
genfeld,  AöR 123 (1998), S. 375 (401 ff.);  H.-M.  Pawlowski,  ZevKR 46 (2001), S. 376 (378); 
F.:  Fechner,  NVwZ 1999, S. 735 (736 f.); OVG Berlin NVwZ 1999, S. 786 (787 f.), das einem 
islamischen Verein den Status einer Religionsgemeinschaft zuerkennt. Ablehnend, weil ein 
verläßlicher Ansprechpartner fehle, vgl. VG Düsseldorf  NVwZ-RR 2000, S. 789 (791 ff.);  so 
auch W.  Rüfner,  NWVB1. 2001, S. 426; dagegen L. Renck,  NWVB1.2001, S. 425 f. 

http://www.preussen.org/page/zeit_45.html
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Jugendreligionen" bezeichnete Gemeinschaften wie zum Beispiel die Scientology 
Organisation fallen unter diesen Begriff. 

Die gesellschaftliche Realität der Bundesrepublik Deutschland wird durch ein 
buntes Durcheinander an Pluralismus, Multikulturalität und Multireligiosität ge-
kennzeichnet. Es werden die unterschiedlichsten - religösen - Wahrheitsansprüche 
in die Öffentlichkeit  getragen. Nicht jeder dieser Wahrheitsansprüche ist mit der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung des Staates kompatibel. Einige beson-
ders extremistisch erscheinende Lehren wirken sogar bedrohlich. Sind sie dies aber 
auch tatsächlich? Wie kann der Staat sich gegen diese religiöse Bedrohung zur 
Wehr setzen? Darf er das überhaupt tun und wenn ja, was ist der zulässige Rah-
men, welches das zulässige Instrumentarium? Wann überschreiten Religionsge-
meinschaften die Grenze des legitimen Grundrechtsgebrauchs? Liegt eine Grenz-
überschreitung schon in der Verbreitung antidemokratischen Gedankengutes, oder 
wo sonst zieht das Grundgesetz die Eingriffsschwelle  für die staatliche Gefahren-
abwehr gegen die Religionsfreiheit? Dürfen alle religiösen Weltsichten am gesell-
schaftlichen Diskurs teilnehmen oder einige besonders krasse bereits als Glaubens-
lehren selbst unterdrückt werden? „Vom demomokratischen Standpunkt aus", so 
schreibt Arnold  Brecht,  „muß man hoffen,  daß der Tag kommen wird, an dem auch 
die Anhänger ( . . . ) absoluter Bekenntnisse ( . . . ) sich im Staats- und Gemein-
schaftsleben demokratischen Prinzipien der Toleranz unterwerfen.  Die historische 
Erfahrung,  daß die Anhänger selbst der intolerantesten religiösen Ansichten 
schließlich politisch demokratisiert werden konnten", zeige, so fährt  Brecht  fort, 
„daß das nicht bloß eine romantische Spekulation zu sein braucht"4. 

Sekten, Kulte und „kulturfremde"  Religionen üben in diesen scheinbar unsiche-
ren und von religiös motivierter Gewalt scheinbar durchdrungenen Zeiten eine 
praktische integrative Funktion aus, indem sie sich als gemeinsame Feinde geben. 
Ihnen wird die Rolle als gefährliche „Neinsager" zu allen Werten wie beispiels-
weise denen des Friedens und der Freiheit, welche neben anderen die westliche 
Gesellschaft ausmachen, zugeschrieben. Gegen sie kann die Allgemeinheit sich 
sammeln und sich der gemeinsamen Glaubensinhalte und Normen versichern5. Da-
mit erhält die These Günter  Dürigs:  „Nicht Differenzen  vernichten das Gemein-
same; es tötet nur die Indifferenz" 6, einen neuen Sinn. Diese „moral panics", wie 
das Phänomen in der Soziologie bezeichnet wird, gibt es natürlich nicht ohne 
Grund7. Vielleicht ist die Welt tatsächlich bedrohlicher und bedrohter zugleich ge-
worden. Zumindest der Grad an „gefühlter" Bedrohung durch universalistische 
und gewaltbereit erscheinende Religionen hat spürbar zugenommen. Dennoch wird 

4 A. Brecht,  Politische Theorie, S. 408. 
5 G.W Allport,  Die Natur des Vorurteils, S. 52 ff.,  55: „Feindseligkeit gegen Fremdgrup-

pen hilft, unser Zugehörigkeitsgefühl zu bestärken ( . . . )". 
6 G. Dürig,  in: Summum ius summa iniuria, S. 80 (81). 
7 M. Introvigne,  in: Besier/Scheuch (Hrsg.), Die neuen Inquisitoren I, S. 78 (82 u. pas-

sim). 
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vor einem zeitgeistbedingten und überhasteten Gesetzesaktivismus, der das Span-
nungsverhältnis von Freiheit und Sicherheit einseitig auflöst, auch gewarnt8. Um 
in die Religionsfreiheit  einzugreifen, bedarf  es wohlabgewogener Maßnahmen, da-
mit die Fundamente, auf denen die Demokratie aufruht,  bei dem Versuch ihrer Ver-
teidigung keinen Schaden nehmen. Gerade im Hinblick auf Religionsgemeinschaf-
ten geht es deshalb auch darum, zwischen Realität und Rhetorik, expressio und ac-
tio, wirklichem Gefahrenpotential  und verbaler Bedrohung zu unterscheiden9. 

Der Grad, auf dem der Gesetzgeber und andere Verfassungsinterpreten  dabei zu 
wandern haben, ist zugegebenermaßen schmal und kantig; steht doch auf der einen 
Seite der Bestand der freiheitlich demokratischen Grundordnung in Frage und 
schlägt doch auf der anderen Seite die Religionsfreiheit  als eines der integralen Ele-
mente demokratischer Freiheit zu Buche. Beide gilt es gleichermaßen zu schützen. 

Die Abwehrmaßnahmen gegen Religionsgemeinschaften, über deren Ergreifung 
diskutiert wurde, sind zahlreich. Schon früh wurde die Forderung erhoben, ein 
„Anti-Sekten-Gesetz" zu erlassen10. Auf der Eingriffsskala  eine Stufe niedriger 
wurde vorgeschlagen, zunächst einmal zentrale „Religionskontrollbehörden" als 
„Glaubens-TÜV"11 zum Beispiel bei den Kultusministern der Länder einzurichten, 
die dann Positivlisten für alle Religionsgemeinschaften führen sollen12. „Scheinre-
ligiöse Subkulturen" sollen überwacht und gegebenenfalls als verfassungswidrig 
etikettiert werden. Eine Qualitätsprüfung der Religionsgemeinschaften, so dieser 
Vorschlag, sei geboten. Naturgemäß hätten die etablierten Religionsgemeinschaf-
ten diese Prüfung im Gegensatz zu „den anderen" nicht zu fürchten. Dieser Vor-
schlag wurde in entschärfter  Form auch von der Enquête-Kommission des Bundes-
tages mit der Bezeichnung „Sogenannte Sekten und Psychogruppen" aufgegrif-
fen 13. Das Bundesverwaltungsamt, so lautet deren Vorschlag, solle gesetzlich unter 
der Firma: Dokumentationsstelle für „neue religiöse und ideologische Gemein-
schaften und Psychogruppen" als Datensammel- und Auskunftstelle über neue reli-
giöse Bewegungen eingerichtet und ausgestattet werden14. 

s E. Denninger,  KritJ 2002, S. 467 (468 ff.);  W.  Sofsky,  in: Hoffmann  / Schoeller (Hrsg.), 
Wendepunkt 11. September 2001, S. 27 (33 f.); W.  Hassemer,  in: Vorgänge 3/2002, S. 10 ff.; 
J. Seifert,  in: Vorgänge 3/2002, S. 16 ff.;  H. Franti  Verdächtig, S. 11: In einem „maßlosen 
Staat" gibt es vielleicht mehr Sicherheit, dafür aber immer weniger Freiheit. Auch bereits T. 
Oppermann,  VVDStRL (1975), S. 23: „permissiver Zeitgeist". 

9 J. Isensee, Das Parlament, 1976, S. 17: „Es gehört zu den schwierigsten Aufgaben des 
Rechtsstaats, die Wölfe im Schafspelz des Grundgesetzes zu erkennen und sich nicht an den 
Schafen im Wolfspelz des Verbalradikalismus zu vergreifen". 

10 W.  Schatzschneider,  BayVBl. 1985, S. 321 (327); T.  Gerste,  Die Zeit v. 4. 9. 1981, S. 55. 
11 H. Apel,  in: Besier/Scheuch (Hrsg.), Die neuen Inquisitoren I, S. 270 (276 ff.);  J. Neu-

mann, in: ebda., S. 228 ff.:  Wenn Juristen „Schutzengel" spielten, sei die Religionsfreiheit  in 
Gefahr. 

12 K.  Obermayer,  ZevKR 27 (1982), S. 253; A. v. Campenhausen, DVB1. 1980, S. 578 
(579) und ZevKR 25 (1980), S. 135 (167); R. Scholz,  NVwZ 1992, S. 1152 (1154). 

13 Eingesetzt durch Beschluß des Bundestages v. 9. 5. 1996, BT-Drs. 13/4477. 


